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Kapitel 1 

Einführung 

„The success of any insolvency system (…) is very largely dependent upon 
those who administer it. If they do not have the confidence and respect, not 

only of the courts and of creditors and debtors, but also of the general 
public, then complaints will multiply and, if remedial action is not taken, 

the system will fall into disrepute and disuse.” 
 

Cork-Report, para. 732 

A. Problemfelder 

Mehrere in Deutschland zutage getretene insolvenzrechtliche Phänomene 
der letzten Jahre lassen eine grundlegende Untersuchung der Effektivität 
der Kontrollmechanismen gegenüber dem Unternehmensinsolvenzverwal-
ter angebracht erscheinen.1 Einschlägige Stichworte sind (1) die vermehrt 
aufgetretenen Missbrauchs- und Untreuefälle in Insolvenzverfahren, 
(2) der festzustellende intensivierte Wettbewerb unter den Insolvenzver-
waltern, (3) eine gegebenenfalls zu geringe Verfahrenspartizipation der 
Gläubiger sowie (4) die zunehmende Verlagerung von Insolvenzverfahren 
nach England. 

I. Missbrauchs- und Untreuefälle 

Vor wenigen Jahren wurde die Fachwelt durch Berichte über Missstände 
bei der Verwertung von Schuldnervermögen aufgeschreckt. Insolvenzver-
walter gerieten wegen geringer Ausschüttungsquoten, Verschleuderung der 
Masse und Veruntreuungen in Millionenhöhe in die Schlagzeilen.2 Damit 
einher gingen Verletzungen von Rechnungslegungs- und Vermögens-
                                                           

1 Die Untersuchung konzentriert sich auf Kontrollmechanismen im Bereich der Un-
ternehmensinsolvenzen („Corporate Insolvency“). Zu allgemeinen Grundsätzen der eng-
lischen Privatinsolvenz („bankruptcy“) Fletcher, ch. 3 ff.; zu den speziellen Kontrollme-
chanismen gegenüber dem trustee Frieze, Rn. 23-001 – 23-010. 

2 Z.B. AG Bonn ZInsO 2002, 641 f.; Berichte in Indat-Report 08/2001, 10; 02/2002, 
14; 02/2003, 14; 05/2005, 4; 07/2005, 4; 08-09/2005, 4; 10-11/2005, 4; 01/2006, 7; 02-
2006, 6; 03-2006, 6; 09-2006, 6; vgl. auch Matthes, Wirtschaftswoche 27/2008, „Von 
Beruf Pleitier“, S. 91. 
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betreuungspflichten, die insbesondere gegenüber Insolvenzschuldnern, 
Insolvenzgläubigern und Massegläubigern bestehen.3 Insoweit traten Ver-
walter u.a. durch die Vorlage gefälschter Kontoauszüge, Gewährung von 
Darlehen aus der Masse zugunsten anderer verwalteter Unternehmen sowie 
durch falsche Abrechnungen strafrechtlich in Erscheinung.4 Auch führte 
die wirtschaftliche Not einzelner Verwalter dazu, dass bestimmte Entschei-
dungen im eigenen Interesse getroffen wurden, was dem Erfordernis der 
Unabhängigkeit zuwiderlief.5 Für besonderes Aufsehen sorgte die Verurtei-
lung eines Insolvenzverwalters zu acht Jahren Haft wegen jahrelanger Un-
treue in 106 besonders schweren Fällen, bei denen ca. 60 Mio. € an den 
Gläubigern vorbei auf geheime Konten geleitet worden waren.6 Ungeachtet 
der aufgeklärten Fälle soll ein großes Dunkelfeld unbekannter, im straf-
rechtlichen Graubereich befindlicher oder nicht verfolgbarer Verstöße 
durch Insolvenzverwalter existieren.7  

Die Erklärungsversuche zu diesen Vorkommnissen sind unterschied-
licher Art: Teilweise werden die Kontrollmechanismen der InsO als solche 
für ausreichend erachtet; sie müssten in der Praxis durch die Kontroll-
organe lediglich besser umgesetzt werden.8 Teilweise wird davon ausge-
gangen, dass die geringe Regelungsdichte der §§ 56 ff. InsO missbräuch-
liches Verhalten der Insolvenzverwalter begünstige.9 Als weitere Faktoren 
werden u.a. mangelnder Informationsaustausch, gerichtliche Kapazitäts-
erschöpfung, unzureichende Umsetzung der Konzentrationsmaxime 
(§ 2 Abs. 1 InsO) sowie finanzielle Schwierigkeiten der Verwalter ge-
nannt.10 Eine Systematisierung der Missbrauchs- und Untreuefälle gestaltet 
sich kompliziert, zumal es bislang an einer umfassenden Bestandsauf-

                                                           
3 BGH NStZ 1998, 246 f.; Beck/Depré-Köhler, 1197 ff.; Richter, NZI 2002, 121, 129; 

Schramm, NStZ 2000, 398, 399. Vgl. zur strafrechtlich relevanten Kooperation mit einem 
Insolvenzrichter Schnitzler, Wirtschaftswoche 13/09, „Wie Gottvater“, S. 60. 

4 Frind, ZInsO 2006, 182, 182; ausführlich: Richter, NZI 2002, 121 ff.; Schramm, 
NStZ 2000, 398 ff. Vgl. auch die insoweit besonders relevanten Straftatbestände der 
§§ 266, 266a, 283 ff. StGB. 

5 Graeber, ZInsO 2006, 851, 854. 
6 Oerding, Hannoversche Allgemeine Zeitung, 17.10.2007, „Falsche Uhr, kleine Bröt-

chen“, S. 17. 
7 Frind, ZInsO 2006, 182; ausführlich Heyrath, ZInsO 2006, 1196 ff.; Richter, NZI 

2002, 121 ff. Samson in: FS Braun, S. 487 ff.; Schramm, NStZ 2000, 398 ff. Vgl. zum 
Hintergrund Keuchel, Handelsblatt, 03.08.2005, „Richter und Verwalter arbeiten eng 
zusammen – und das nicht aus Nächstenliebe“; Rose, Neue Presse, 10.07.2005, „Wer hat 
den Überblick verloren?“. 

8 Antwortschreiben des VID auf Anfrage des LMJ Niedersachsen vom 12.10.2005, 
www.vid.de/vid/pdf/SN_Nieders_Justizministerium16_12_05.txt (Stand: 31.05.2008), 
S. 2; Schnitzler, Wirtschaftswoche 13/09, „Wie Gottvater“, S. 60. 

9 RefE GAVI, S. 1; Pape, NZI 2006, 665, 666; Tömp, ZInsO 2007, 234 ff. 
10 Eckert/Berner, ZInsO 2005, 1130; Frind, ZInsO 2006, 182 f. 
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nahme fehlt. Immerhin lässt sich zwischen „einfacher Schlechtleistung“ 
und „fraudulösem Verhalten“ des Insolvenzverwalters differenzieren.  
 
Dazu folgende Skizze: 
 

 
 
Die Abbildung orientiert sich an den Ausführungen von Weitzmann, ZInsO 
2007, 449, 451. 
 
Im Fall der einfachen Schlechtleistung ist dem Verwalter ein kriminelles 
Verhalten nicht vorzuwerfen. Gleichwohl haftet er gem. §§ 60, 61 InsO 
wegen Verletzung insolvenzrechtsspezifischer Pflichten persönlich. Um die 
Zahl derartiger Haftungsfälle zu reduzieren, spielt die Anhebung des all-
gemeinen Qualitätsniveaus in Bezug auf die insolvenzrechtsspezifischen 
Verwalterpflichten eine entscheidende Rolle. Handelt ein Verwalter auf 
Kosten der Masse fraudulös, kommt es hingegen auf konkrete Maßnahmen 
an, die dieses Verhalten unterbinden. Bei offenen Verstößen gegen insol-
venzrechtliche Vorschriften (z.B. Errichtung von Poolkonten) liegt ein Ver-
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hätten erkennen können.11 Regelmäßige Verstöße in den genannten Berei-
chen machen entsprechenden umfassenden Handlungs- und Reformbedarf 
deutlich. 

II. Wettbewerb unter Insolvenzverwaltern 

Die Aktualität der Thematik resultiert darüber hinaus aus einem erhöhten 
Wettbewerb unter den Insolvenzverwaltern.12 Zahlreiche Insolvenzverwal-
ter müssen sich wegen „signifikanter Abnahme des Auftragsvolumens“13 in 
mehreren Gerichtsbezirken bewerben (sog. Überall-Bewerbungen). Je 
mehr Bewerber zu berücksichtigen sind, desto intensiver muss die Quali-
tätskontrolle ausgestaltet sein.14 Das führt dazu, dass Richter und Rechts-
pfleger aufgrund der Vielzahl von zu verarbeitenden Informationen bei 
Auswahl und Aufsicht des Verwalters bisweilen überlastet sind und eine 
unterschiedlich dichte Auswahl- und Aufsichtspraxis besteht.15 Der inten-
sivierte Wettbewerb verringert zudem die Möglichkeiten zu langfristiger 
vertrauensbildender Zusammenarbeit zwischen Insolvenzgericht und 
-verwalter, die als entscheidende Kontrollbasis angesehen wird.16 Will man 
über punktuelle Behandlung der Schlechtleistungs-, Missbrauchs- und Un-
treuefälle hinausgehen, muss das Wettbewerbsproblem unter den Insol-
venzverwaltern einer angemessenen Lösung zugeführt werden. 

III. Gläubigerpartizipation 

Ein drittes Problemfeld tut sich aufgrund geringer Teilnahme der Gläubiger 
am Insolvenzverfahren auf. Gläubigerversammlungen tagen vielfach nur 
als beschlussunfähige „Geisterversammlungen“.17 In großen Verfahren sind 
Gläubiger nicht selten von der Sorge erfüllt, dass sie im nachfolgenden 
Insolvenzverfahren vom abgewählten Verwalter benachteiligt werden. In 
kleinen und mittelgroßen Verfahren geht die Gläubigerpartizipation insbe-
sondere mangels ausreichender Quotenerwartung sowie mitwirkungsberei-
                                                           

11 Vgl. zu den vorstehenden Überlegungen Weitzmann, ZInsO 2007, 449, 451. 
12 Römermann, ZInsO 2004, 937, 940. Die Bewerberzahlen stiegen von ca. 400 im 

Jahr 1999 auf ca. 1.700 im Jahr 2006. Vgl. zur Entwicklung der Insolvenzen in Deutsch-
land zwischen 1999 und 2005 www.insolvenzrecht.de/inhalte/materialien/statistik-
insolvenzverfahren (Stand: 08.04.2008). 

13 Frind, ZInsO 2008, 126. Im Jahr 2006 ergab sich ein Rückgang an Unternehmens-
insolvenzen um 16,7 Prozent (Untersuchung der Credit Reform Wirtschaftsforschung, 
Insolvenzen, Neugründungen, Löschungen, 1. Halbjahr 2007). 

14 Uhlenbruck, BB 2007, Heft 21, 1. 
15 Bergner, NZI 2007, 642; Eckert/Berner, ZInsO 2005, 1130; vgl. auch Welp, Wirt-

schaftswoche 03/2008, „Laissez-faire-Kultur“, S. 52 ff. 
16 Bröker, Indat-Report 09/2006, 15. 
17 Frind, ZInsO 2007, 643, 649; Heukamp, ZInsO 2007, 57 ff.; Pape/Schmidt, ZInsO 

2004, 955, 959; Uhlenbruck, KTS 1989, 229, 249. 


